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A. Einführung 

I. Zielsetzung 

In der gesellschaftsrechtlichen Literatur taucht der Begriff des "Gesellschafters 
minderen Rechts'" auf. Nach dem Wortlaut handelt es sich um einen Gesell-
schafter, der im Verhältnis zu anderen Gesellschaftern nur eine verkürzte 
Rechtsstellung inne hat. Unterschiede in den GesellschaftersteIlungen, insbeson-
dere die genannte Minderberechtigung, werfen gesellschaftsrechtliche Probleme 
grundsätzlicher Art auf, etwa die Frage der Gleichbehandlung oder des Min-
derheitenschutzes. Die vorliegende Arbeit untersucht, ob sich ein Gesellschaf-
tertypus, dessen Stellung apriori minderberechtigt ist, mit dem geltenden 
System des Gesellschaftsrechts vereinbaren läßt und versucht, die Anerkennung 
einer Institution des Gesellschafters minderen Rechts zu überprüfen. Dabei be-
schränkt sich die Darstellung auf die Personenhandelsgesellschaften oHG und 
KG, wobei die sogenannten Publikumspersonengesellschaften vernachlässigt 
werden. 

Im Gang der Untersuchung wird zunächst der Begriff des Gesellschafters 
minderen Rechts herausgearbeitet (unter A. II). Anhand dieser Typisierung wird 
die Relevanz der Problematik sowohl für die Praxis der Personenhandelsgesell-
schaften als auch die gesellschaftsrechtliche Diskussion erläutert (unter A. III). 
Nach einem Überblick über die auftretenden Fallgestaltungen und einer Dar-
stellung des Meinungsstandes in Literatur und Rechtsprechung (unter B. I und 
II), werden die den Gesellschafter minderen Rechts charakterisierenden Beson-
derheiten im einzelnen auf ihre Zulässigkeit und Wirksamkeit hin überprüft, 
sowie ihre Wechselwirkungen untersucht (unter c. I - lll). Dabei werden 
wiederum die relevanten Rechtsauffassungen dargelegt, insbesondere die höchst-
richterlichen Entscheidungen eingehend analysiert. Dies führt zu einer Ausein-
andersetzung mit den Grundprinzipien des Gesellschaftsrechts und ihrer Be-
deutung für eine Institution des Gesellschafters minderen Rechts (unter D. I -
VI). Schließlich entwickelt die Verfasserin ihren eigenen Standpunkt (unter E.). 

I Dieser Begriff geht zurück auf FlII/ne, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts, Erster Band, 
Erster Teil, Die Personengesellschaft, 1977. S. 137 f. 

2 Partikel 



18 A. Einfiihrung 

Die Thesen der Arbeit werden als Ergebnis in der Schlußbemerkung zusammen-
gefaßt (unter F.). 

11. Typisierung des Gesellschafters minderen Rechts 

Der in der Literatur benutzte Begriff des Gesellschafters minderen Rechts 
ist unbestimmt. Die Gesellschafter einer Personenhandelsgesellschaft haben 
häufig nicht dieselben Rechte. 

Das Gesellschaftsrecht normiert selbst verschiedene Typen von Gesellschaf-
tern mit unterschiedlich ausgestalteten Rechten. Bereits aufgrund der gesetzli-
chen Regelungen existieren Gesellschafter, die im Verhältnis zu anderen Gesell-
schaftern eine verkürzte Rechtsstellung inne haben. So sind die Gesellschafter-
stellungen in der KG bereits gesetzlich unterschiedlich ausgestaltet: im Gegen-
satz zum Komplementär ist der nur beschränkt haftende Kommanditist nach 
§ 164 HGB von der Geschäftsführung ausgeschlossen; er hat gemäß §§ 166 11, 
118 HGB nur eingeschränkte Überwachungsrechte, die sogar im Verhältnis zu 
den Kontrollrechten eines von der Geschäftsführung ausgeschlossenen, persön-
lich haftenden Gesellschafters weniger umfassend sind; ihm steht im Gegensatz 
zum persönlich haftenden Gesellschafter ein Entnahmerecht nach § 122 HGB 
nicht zu; er hat nach § 170 HGB keine Vertretungsmacht. Diese vom Gesetz 
vorgesehenen Formen der Minderberechtigung werden von der Literatur nicht 
unter dem Begriff des Gesellschafters minderen Rechts diskutiert. Mit ihnen 
befaßt sich die vorliegende Arbeit daher nicht weiter. 

Unter den Begriff des Gesellschafters minderen Rechts fallen demnach nur 
minderberechtigte GesellschaftersteIlungen, die sich in der Vertragspraxis in 
Abweichung von der gesetzlichen Typenordnung entwickelt haben. Da die 
gesetzlichen Regelungen weitgehend dispositiv sind, können im Gesellschaftsver-
trag sowohl weitergehende als auch eingeschränkte Mitgliedschaftsrechte verein-
bart werden. Der Gesellschaftsvertrag kann daher in abweichender Gestaltung 
von der gesetzestypischen Position eines Gesellschafters eine Beschränkung 
seiner Rechte vorsehen, so daß sich auch innerhalb eines Gesellschaftertyps 
minder- und höherberechtigte Gesellschafter gegenüberstehen können. Die 

Z Ebd.; ders., NJW 1979,902 f.f; ders., OB 1986,629,633 ff.; EiselI, in: Festgabe fiir U1rich 
von Lübtow, 1980, S. 643 ff.; Esch, NJW 1979. 1390; Huber, ZGR 1980, 177, 193 ff.; Karsten 
Schmidl, Gesellschafisrecht, 1991, S. 1213 f.; WeberiHikel, NJW 1986,2752,2754; von Feldmann, 
WuB 1989, 1040, 1041; Krämer. NJW 1981. 2553, 2556; Fischer, ZGR 1979,251. 263 f.; 
Schilling, ZGR 1979,419,423,426; Hirtz. BB 1981.761,763; WemerlJung. OB 1982. 1503, 
1506; Bllllle, ZIP 1983, 8, 13; U.a. 
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Minderberechtigung kann zum Beispiel darin liegen, daß die Geschäftsführungs-
befugnis der persönlich haftenden Gesellschafter nach § 114 11 HGB (in Ver-
bindung mit § 161 11 HGB für die Komplementäre) durch den Gesellschaftsver-
trag auf einen oder mehrere Gesellschafter übertragen wird, womit die übrigen 
von der Geschäftsführung ausgeschlossen, also in ihren originären Rechten 
beschränkt sind; das ihnen in diesem Falle nach § 118 HGB zustehende Kon-
trollrecht kann gesellschaftsvertraglieh beschränkt oder ganz ausgeschlossen 
werden; der Gesellschaftsvertrag kann einzelne persönlich haftende Gesellschaf-
ter von der Vertretung ausschließen, § 125 ff. HGB; das Stimmrecht des Kom-
manditisten kann durch eine gesellschaftsvertragliehe Regelung ausgeschlossen 
werden etc .. 3 

Weiter kommt eine Minderberechtigung aufgrund einer gesellschaftsvertrag-
lieh vereinbarten Ausschließbarkeit des Gesellschafters in Betracht. Das Gesetz 
sieht in § 140 HGB die Ausschließung eines Gesellschafters - das ist "das 
zwangsweise Ausscheiden eines Gesellschafters auf Betreiben der anderen "4 -

nur im Wege der Klage vor. Die Vorschrift des § 140 HGB ist jedoch nicht 
zwingend, so daß im Gesellschaftsvertrag ein abweichendes Ausschlußvcrfahren 
vereinbart werden kann, etwa die Ausschließung durch Mehrheitsbeschluß oder 
Erklärung eines einzelnen Gesellschafters. Durch eine gesellschaftsvertragliehe 
Regelung, nach der auf den Prozeßweg verzichtet wird, kann die Ausschließung 
technisch erleichtert werden. Dies stellt für sich allein betrachtet noch keine 
Minderberechtigung eines Gesellschafters dar. Diese ist aber bereits dann 
gegeben, wenn das Ausschließungsrecht die gesetzlichen Voraussetzungen des 
Vorliegens eines wichtigen Grundes in der Person des Auszuschließenden gemäß 
§§ 140, 133 HGB abbedingt, so daß die inhaltlichen Anforderungen an den 
Ausschluß eines Gesellschafters erleichtert werden, etwa wenn dieser bereits bei 
Vorliegen eines sachlichen Grundes erfolgen kann. Eine Minderberechtigung 
kann insbesondere dann vorliegen, wenn der Gesellschaftsvertrag die freie Aus-
schließbarkeit eines oder einzelner Gesellschafter aufgrund des Ausschließungs-
rechts eines oder mehrerer anderer Gesellschafter vorsieht. Durch eine derartige 
Regelung kann dem Betroffenen die GesellschaftersteIlung als solche ohne 
wichtigen oder sachlichen Grund entzogen werden, und insoweit ohne Über-
priifung der Rechtmäßigkeit seines Ausschlusses. Sein Status ist im Verhältnis 
zu den höher berechtigten Gesellschaftern - auf die diese Regelung keine An-
wendung findet - nicht gesichert, er ist also minderberechtigt. Der ungesicherte 
Status kann faktisch auch die dem Gesellschafter eingeräumten Mitwirkungs-
rechte entwerten. Dies ist der Fall, wenn der Gesellschafter minderen Rechts 
unter dem Damokles-Schwert der freien Ausschließbarkeit nicht wagt, von 

2* 

l BGH Z 20, 363: vgl. hi~rzu Schlleider. ZGR 1978. 1 ff. 
4 Schmidt, S. 1202. 
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